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V

Geleitwort

 Sicherheits- und bevölkerungsschutzpolitische Themen gewinnen in Europa und damit auch 
in Deutschland seit geraumer Zeit stark an Bedeutung. Damit verändern sich unter anderem 
auch die Qualifikationsanforderungen an das benötigte Personal. Die zunehmende Komplexität 
moderner Gesellschaften, die sich auch durch eine hohe Vulnerabilität auszeichnen, bedingen 
mehr und mehr ganzheitliche und Ebenen übergreifende Betrachtungsweisen im Rahmen 
eines integrierten Risiko- und Krisenmanagements. Gleiches gilt aufgrund der zunehmenden 
Internationalisierung bzw. Globalisierung menschlichen Handelns und seiner Auswirkungen. 
Integriertes Risiko- und Krisenmanagement muss daher eine erfolgreiche Prävention eben-
so umfassen wie effiziente Vorsorge und effektive Gefahrenabwehr, einschließlich einer auf 
Nachhaltigkeit ausgelegten Nachbetrachtung von Ereignissen und Einsätzen mit dem Ziel des 
„Lessons Learned“.

All dies hat in der jüngeren Vergangenheit zu einem großen Akademisierungsschub im Be-
völkerungsschutz und zur Etablierung vielfältiger Studiengänge rund um die zivile Sicherheit 
geführt. Allein in Deutschland existierten 2015 knapp 100 solcher Studiengänge an unter-
schiedlichen Hochschulen der Republik. Bedarfsträger gut ausgebildeter Absolventen sind die 
Öffentliche Verwaltung im Bund, in den Ländern, Kreisen und Kommunen, die Feuerwehren, 
das Technische Hilfswerk, die Hilfsorganisationen sowie die Sicherheitsabteilungen großer 
Unternehmen oder der Betreiber Kritischer Infrastrukturen. Die hierfür erforderliche quali-
fizierte und erfolgreiche Aus- und Fortbildung bedarf neben einem hervorragenden und kom-
petenten Dozentenpool auch profunder Aus- und Fortbildungsunterlagen.

Aus diesen Gründen freut es mich ganz besonders, dass es den Herausgebern mit dem vorlie-
genden Lehrbuch gelungen ist, Studierenden und Lehrkräften sowie Dozenten erstmals einen 
systematischen und wissenschaftlich fundierten Überblick über das gesamte und sehr komplexe 
Feld des Bevölkerungsschutzes und seiner angrenzenden Gebiete zu geben. Aufgrund der ge-
wählten Inhalte, der hohen Expertise der Autoren und des erkennbaren pädagogisch-didakti-
schen roten Fadens wird dieses ausgezeichnete Lehrwerk eine wertvolle Hilfestellung für alle 
Menschen geben können, die sich mit dem Bevölkerungsschutz tiefer gehend beschäftigen 
wollen. Nicht zuletzt aufgrund seiner didaktischen Konzeption und durchgängig sehr guten 
Lesbarkeit eignet es sich für einen unterschiedlichen Nutzerkreis: Studierenden kann es als Lehr-
buch, Wissenschaftlern als Nachschlagewerk und interessierten Praktikern als Reflexionsfläche 
dienen. Allerdings sehe ich auch die Chance, dass diese Publikation über den primären Zweck 
hinaus für die öffentliche Administration und den politischen Raum sowohl als Bestandsauf-
nahme im Bevölkerungsschutz als auch als inhaltlicher Fundus für die Weiterentwicklung des 
Gesamtsystems sowie einzelner Systemkomponenten fungieren kann.

Ich danke den Herausgebern, den zahlreichen Autoren sowie dem Springer-Verlag für ihre 
Initiative und hochqualifizierten Input für diese Publikation.



VI Geleitwort

Ich wünsche dem Buch eine weite Verbreitung an unseren Hochschulen, in der Forschungs-
landschaft sowie bei den operativen und administrativen Akteuren des Bevölkerungsschutzes 
in Deutschland.

Christoph Unger
Präsident des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe
Bonn im August 2016



VII

Vorwort

Aus einer Vielzahl von Gründen ist das, was als „Bevölkerungsschutz“ bezeichnet wird, ein 
ebenso interessantes wie auch hoch komplexes Forschungs- und Arbeitsfeld. Auf kaum einem 
anderen Terrain geht es um derart existenziell bedeutsame Fragestellungen, die jedes einzelne 
Individuum, aber auch Kultur und Gesellschaft insgesamt betreffen und noch dazu eigentlich 
nur in einem inter- bzw. transdisziplinären Diskurs beantwortet werden können.

Dennoch hat es in diesem Bereich bislang kein Lehrbuch gegeben, in dem die grundlegende 
wissenschaftliche Theorie, der aktuelle Forschungsstand und die vielen, derzeit unbeantwor-
teten Fragestellungen aus der reflektierten Praxis von Notfallvorsorge und Krisenmanagement 
gleichermaßen einführend wie auch zusammenfassend dargestellt würden.

Mit dem vorliegenden Buch soll diese Lücke geschlossen werden. Didaktisch aufbereitet soll 
Dozenten und Studenten an Hochschulen, aber auch den Lehrkräften und Schulungsteilneh-
mern an anderen Bildungseinrichtungen im Bevölkerungsschutzsystem sowie interessierten 
Führungs- und Einsatzkräften ein orientierender Gesamtüberblick über die verschiedenen 
Facetten des Krisen- und Katastrophenmanagements geboten werden.

Wir möchten aber auch dazu ermutigen, tradierte Annahmen und Vorstellungen, d. h. nur 
scheinbar Bewährtes und Vertrautes einmal kritisch zu hinterfragen und über andere Hand-
lungslogiken, Denkmuster und Perspektiven nachzudenken. Nicht zuletzt mögen die einzelnen 
Beiträge aus den unterschiedlichsten Fachdisziplinen Horizonterweiterungen ermöglichen, zu 
einem umfassenderen Verständnis aktueller Problemstellungen beitragen, Zusammenhänge 
sowie innovative Lösungsansätze aufzeigen und laufende Fachdiskussionen konstruktiv berei-
chern. Vor diesem Hintergrund wünschen wir uns insbesondere, dass unser Buch auch die Zu-
sammenarbeit aller Akteure im Bevölkerungsschutz weiter intensivieren und optimieren kann.

Darüber hinaus verstehen wir dieses Buch als ersten Versuch, einen inhaltlichen Kanon dessen 
abzugrenzen, was „Bevölkerungsschutz“ in seiner Gesamtheit umfasst. Anspruch auf Vollstän-
digkeit und tatsächlich abschließende Klärungen erheben auch wir damit jedoch keinesfalls. 
Ganz im Gegenteil nehmen wir ergänzende und korrigierende Hinweise, auch im Hinblick auf 
etwaige Folgeauflagen, jederzeit gern entgegen.

Nun bleibt an dieser Stelle Dank zu sagen: zunächst dem Springer-Verlag, namentlich Frau 
Dr. Christine Lerche, Frau Lisa Burato und Frau Ute Meyer für die Initiative zu diesem Projekt 
und die ausgesprochen wertschätzende, konstruktive Begleitung im Lektorat. Bei allen Auto-
ren, die an diesem Buch mitgewirkt haben, bedanken wir uns sehr herzlich für ihr enormes 
Engagement, vor allem aber auch für ihre Geduld. Und nicht zuletzt gilt ein besonderer Dank 
Herrn Thomas Knoch aus Rheinbach, der wesentliche Teile der redaktionellen Bearbeitung des 
Gesamtmanuskriptes übernommen und uns Herausgeber auf diese Weise enorm entlastet hat.

Harald Karutz, Mülheim an der Ruhr
Wolfram Geier, Bonn 
Thomas Mitschke, Grafschaft
Im August 2016



VIII Vorwort

Hinweis zum Text
Aus Gründen der Lesbarkeit werden im Text nicht immer beide Geschlechterformen genannt. 
Selbstverständlich sind mit der männlichen Form beide Geschlechter gemeint.

Hinweis zum Online-Material
Das im Text erwähnte Online-Material können Sie unter der Adresse 7 http://extras.springer.com  
herunterladen und unter Eingabe der ISBN 978-3-662-44634-8  ansehen.

http://extras.springer.com
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dem Staat und seinen Behörden erst recht, und es 
verursacht ein Mehr an Unsicherheit. Dies trifft so-
wohl auf den Gesamtkomplex der inneren Sicher-
heit als auch auf den Teilbereich des Bevölkerungs-
schutzes zu.

1 .1 .1 Paradigmenwechsel im 
Bevölkerungsschutz

Viele Fragen der inneren Sicherheit einschließlich 
des Bevölkerungsschutzes werden längst nicht mehr 
nur hinter verschlossenen Türen in den zuständigen 
Behörden und Organisationen diskutiert. Stattdes-
sen formieren sich vor allem in den sozialen Medien 
Spontanhelfergruppen, Bürgervereine und Privat-
initiativen, um in Krisen und Katastrophen mit den 
unterschiedlichsten Ansätzen, Handlungslogiken 
und Selbstverständnissen für eine wie auch immer 
geartete Hilfe zu sorgen. Dass es Behörden und Orga-
nisationen mitunter schwerfällt, auf dieses neuartige 
Potenzial zurückzugreifen und es auf eine sinnvolle 
Weise in die tradierten Strukturen von Notfallvor-
sorge und Gefahrenabwehr zu integrieren, ist hier 
bezeichnend. Die aktive Beteiligung der Bevölkerung 
an der Bewältigung einer Krise oder Katastrophe war 
für einen relativ langen Zeitraum schlichtweg nicht 
vorgesehen. Kritische Nachfragen und etwaigen 
Widerspruch gegenüber behördlich angeordneten 
Maßnahmen brauchte man auch nicht zu befürch-
ten. Dies ist heute anders, und je nach Betrachtungs-
weise kann von einer besonderen Problematik, einer 
enormen Chance – oder von beidem die Rede sein.

Der angemessene Umgang mit einem veränder-
ten Informationsbedürfnis und Aufklärungsverlan-
gen der Bevölkerung, die Nutzung sozialer Medien 
zur schnellen Informationsvermittlung und Kom-
munikation sowie der strategische Einsatz von Spon-
tanhelfern (Archut et al. 2013; Kircher 2014) sind 
bei Weitem aber nicht die einzigen Herausforderun-
gen, die es derzeit im Bevölkerungsschutz zu bewäl-
tigen gilt.

Unterschiedlichste Globalisierungsfolgen, der 
Klimawandel und damit verbundene Extremwetter-
lagen, Diversifikation und demografischer Wandel, 
Multikulturalität und -ethnizität, die zunehmende 
Vulnerabilität hoch technisierter und zivilisierter 

1 .1 Über dieses Buch

Harald Karutz,Wolfram Geier, und Thomas Mitschke

Zum Einstieg
Bevölkerungsschutz ist ein außerordentlich kom-
plexes Handlungsfeld der inneren Sicherheit und 
steht aus einer Vielzahl von Gründen immer schon 
in mehreren Spannungsverhältnissen: zwischen 
Wissen und Nichtwissen, Macht und Ohnmacht, Ge-
lassenheit und Aktionismus bzw. Beruhigung und 
Panikmache, aber auch zwischen Transparenz und 
Verschwiegenheit. Bis vor wenigen Jahren fand die 
Beschäftigung mit übergreifend relevanten Frage-
stellungen zur inneren Sicherheit beispielsweise 
fast ausschließlich im Medium des Vertraulichen 
bzw. des Geheimen statt. In einigen Teilbereichen ist 
dies zweifellos berechtigt und auch heute noch so.
Gleichwohl hat in den vergangenen Jahren ein un-
übersehbarer Wandlungsprozess stattgefunden. 
Spätestens seit dem 11. September 2001 hat das 
politische und mediale, insbesondere aber auch das 
öffentliche Interesse an „Schutz“ und „Sicherheit“ 
national wie international eindeutig zugenommen 
(Liefländer 2002). Insbesondere Terrorakte, aber 
auch die zuletzt häufiger aufgetretenen, außerge-
wöhnlichen Naturereignisse und Sicherheitslücken 
in der Cyberwelt dürften in hohem Maße dazu 
beigetragen haben, dass inzwischen nicht nur bei 
politisch-administrativ Verantwortlichen und den 
Akteuren der zuständigen Behörden und Organi-
sationen, sondern längst auch in der Bevölkerung 
insgesamt ein ausgeprägtes Bedürfnis festgestellt 
werden kann, über Risiken und Gefahren sowie die 
durchaus unterschiedlichen Optionen zur Notfall-
vorsorge und -bewältigung angemessen informiert 
zu sein.
Die Bevölkerung möchte ernst genommen, ein-
gebunden und so transparent wie möglich über 
Risiken und Gefahren sowie das Sicherheitsniveau 
unterrichtet werden (Sticher und Ohde 2013). Ein 
paternalistisches Vorgehen – auch das gezielte Ver-
schweigen bzw. Verheimlichen offensichtlicher Ri-
siken und Gefahren – muss in einem zeitgemäßen 
Krisenmanagement daher als obsolet, als geradezu 
schädlich bezeichnet werden. Es sorgt eben nicht, 
wie meist beabsichtigt, für ein verstärktes Sicher-
heitsgefühl, sondern schürt Misstrauen gegenüber 
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Gesellschaften sowie der internationale Terrorismus 
(7 Terrorismus) kommen noch hinzu (BBK 2005; 
Reichenbach et al. 2008). Auch wirken sich diverse 
politische Entscheidungen wie z. B. die Aussetzung 
der Wehrpflicht sowie bestimmte ökonomische Rah-
menbedingungen, insbesondere im Gesundheits-
wesen, unmittelbar auf das deutsche Bevölkerungs-
schutzsystem aus. Insgesamt scheinen vor allem die 
für den Bevölkerungsschutz zur Verfügung stehen-
den finanziellen, personellen und materiellen Res-
sourcen eher knapper geworden zu sein, während 
das Anforderungsprofil für den Bevölkerungsschutz 
seit dem Ende des Kalten Krieges deutlich komplexer 
geworden ist (Schutzkommission 2011).

Terrorismus

Eine der aktuellen Herausforderungen für den 
Bevölkerungsschutz in Deutschland ist die 
Vorbereitung sowie die Reaktion auf Terrorakte. 
Weltweit haben terroristische Aktivitäten in den 
vergangenen Jahren deutlich zugenommen, und 
immer wieder sind dabei auf erschreckende Weise 
Grenzen überschritten worden. So haben die 
Anschläge vom 11. September 2001 in den USA 
zunächst eine völlig neue Dimension von Terror 
aufgezeigt, was die Tatvorbereitungen und die 
Ausführung, vor allem aber die Opferzahlen sowie 
die international erzielte Symbolwirkung anbetrifft 
(Richardson 2007). In den letzten 10 Jahren waren 
12 massive Terrorakte explizit gegen Kinder und 
Jugendliche gerichtet wie z. B. die Geiselnahme in 
einer Schule in Beslan 2004 oder das Massaker an einer 
Universität in Peschawar Anfang 2016.
Hinzu kommen immer perfidere terroristische 
Taktiken wie z. B. Selbstmordattentate, das Zünden 
von weiteren Sprengsätzen, nachdem Rettungskräfte 
am Ort des Geschehens eingetroffen sind („second 
hit“) sowie die Ausführung von Anschlägen an 
mehreren Orten gleichzeitig, um die Rettungskräfte zu 
überfordern („multiple hit“). Auch die Tatplanungen 
des radikalisierten Einzeltäters von Oslo und Utoya 
(Verkleidung als Polizeibeamter, Auswahl einer Insel 
mit sehr begrenzten Fluchtmöglichkeiten als Tatort 
usw.) haben die besondere Grausamkeit und Brutalität 
deutlich werden lassen, mit der aus politischen oder 
religiösen Gründen extremistische Ziele erreicht 
werden sollen.
Neben den Terrorakten in Norwegen 2011 haben sich 
in der europäischen Öffentlichkeit insbesondere die 
Anschläge auf Regionalzüge in Madrid 2004, auf die 

U-Bahn in London 2005 sowie die multiplen  
Terrorakte in Paris 2015 eingeprägt. In Deutschland 
konnten in den vergangenen Jahren 5 geplante 
Anschläge, beispielsweise auf mehrere 
Nahverkehrszüge 2006 und den Hauptbahnhof 
in Bonn 2012, entweder noch rechtzeitig vereitelt 
werden oder sind nur aufgrund der Fehlkonstruktion 
eines Sprengsatzes bzw. einer technischen 
Fehlfunktion der jeweiligen Zündvorrichtung 
misslungen (Kipker 2016).
Nach Angaben des 2015 vom Institute for Economics 
and Peace veröffentlichten „Global Terrorism 
Index“ (GTI) liegt die Bundesrepublik Deutschland 
zwar lediglich auf Platz 83 von 163. Dennoch geht 
das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) – 
insbesondere durch den islamistisch motivierten, 
internationalen Terrorismus – derzeit von einer 
anhaltend hohen Gefährdungslage aus (BfV 2015). Als 
wahrscheinlichster Modus Operandi werden dabei 
Anschläge mit Schusswaffen sowie unkonventionellen 
Spreng- und Brandvorrichtungen (USBV) eingeschätzt 
(Nesser und Stenersen 2014).
Immer wieder wird auch die Möglichkeit von 
Terrorakten mit „schmutzigen Bomben“ („dirty 
bombs“) thematisiert. Ein konventioneller Sprengsatz 
würde dabei mit chemischen, bakteriologischen 
oder radiologischen Substanzen versetzt, was – 
neben den Explosionswirkungen einer Bombe – für 
zusätzliche Schädigungen sorgen soll. Wenngleich 
die tatsächliche Wirkung von chemischen, 
bakteriologischen oder radiologischen Beimengungen 
schon aus physikalischen Gründen als eher gering 
eingeschätzt wird, würde mit einem solchen Angriff 
sicherlich eine besonders starke Beunruhigung und 
Verängstigung der Bevölkerung erzielt (Egger et al. 
2006).
Eine spezielle, allerdings in Fachkreisen sehr 
unterschiedlich bewertete Bedrohung geht außerdem 
vom so genannten Cyber-Terrorismus aus, d. h. von 
(„Hacker“-)Angriffen auf bzw. über die Infrastrukturen 
der Informationstechnik.Für die Behörden und 
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben haben all 
diese Überlegungen zur Folge, sich in angemessener 
Weise auf mehrere mögliche Terrorszenarien 
einstellen und vorbereiten zu müssen. Vor diesem 
Hintergrund ist beispielsweise das von 2009 bis 
2012 durchgeführte Forschungsprojekt „VoTeKK“ 
zu betrachten, in dem die Vorbereitung auf 
Terroranschläge, Krisen und Katastrophen eingehend 
untersucht worden ist (Müller et al. 2012).
Bundesweit wurden seit 2004 bereits 6 „Analytische 
Task Forces“ (ATF) aufgestellt, und es wurden und 
werden – erstmals nach dem Ende des Kalten Krieges – 
auch wieder neue Dekontaminationseinrichtungen 
beschafft. In der Zuständigkeit des Bundesamtes für 
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Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) wurde 
2011 ein Nationales Cyber-Abwehrzentrum (NCAZ) 
eingerichtet, und Einsatzkräften der Behörden und 
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben liegen schon 
seit einigen Jahren konkrete Handlungsempfehlungen 
für das Verhalten an potenziellen Anschlagsorten vor, 
die auf dem Grundgedanken einer „Defensivtaktik“ 
beruhen (BBK 2008).
Derartige Vorbereitungsmaßnahmen sollten jedoch 
ihrerseits kritisch betrachtet werden, weil sie durchaus 
auch ein Teil genau jener destabilisierenden Angst- 
und Bedrohungsspirale sind, die von Terroristen 
gerade beabsichtigt wird. Hier ergibt sich ein 
unauflösbares Präventionsparadoxon: Durch zweifellos 
notwendige und unverzichtbare Vorbereitungen 
wird – zumindest teilweise – zu dem beigetragen, was 
man eigentlich zu verhindern gedenkt!
Die vom Grundsatz her gleiche Problematik zeigt sich 
auch bei der Frage, wie mit der bloßen Androhung 
eines Terroraktes umgegangen werden soll. Bei 
glaubhaften Hinweisen auf eine konkrete Gefährdung 
müssen bevorstehende bzw. bereits laufende 
Veranstaltungen z. B. selbstverständlich abgesagt oder 
umgehend beendet werden. Die dadurch ausgelöste 
Verunsicherung der Bevölkerung und allein schon die 
Präsenz einer erneuten Terrordrohung in den Medien 
spielt den Tätern jedoch unvermeidlich in die Hände.
Beispiele für dieses Dilemma sind u. a. ein abgesagtes 
Fußballspiel in Hannover (November 2015) sowie die 
Sperrung und Räumung eines Münchener Bahnhofs 
in der darauf folgenden Silvesternacht. Ein geeignetes 
Konzept zur Risiko- und Krisenkommunikation  
(7 Abschn. 5.2 und 6.6), das in solchen Situationen 
einerseits den Informations-, Schutz- und 
Sicherheitsbedürfnissen der Bevölkerung entspricht, 
andererseits aber nicht auch zu kontraproduktiven 
Effekten führt, liegt bislang nicht vor.
Eine weitere auf den Bevölkerungsschutz bezogene 
Problematik der Bewältigung von Terrorakten 
resultiert aus rechtlichen und strukturellen 
Fragen. So könnten Anschläge des internationalen 
Terrorismus möglicherweise als ein kriegerischer 
Akt gewertet werden und zur formellen Feststellung 
des Verteidigungsfalles führen, was wiederum 
weitreichende Konsequenzen nach sich ziehen würde 
und daher auch keineswegs unumstritten ist (7 Kap. 4). 
Darüber hinaus kann generell nicht ausgeschlossen 
werden, dass die Abgrenzung zwischen polizeilicher 
und nichtpolizeilicher Gefahrenabwehr im Rahmen 
der Terrorismusbekämpfung verwischt wird bzw. 
zumindest neu definiert werden muss.
Abschließend bleibt auf einige schwierige ethische 
Fragestellungen hinzuweisen, die seit dem 11. 
September 2001 ebenfalls im Zusammenhang mit 
möglichen Terrorakten diskutiert werden  

(7 Abschn. 6.7). Nach dem 2005 verabschiedeten 
Luftsicherheitsgesetz sollte z. B. der Abschuss entführter 
Flugzeuge zulässig sein, wenn den Umständen nach 
zu erwarten wäre, dass diese Maschinen für einen 
unmittelbar bevorstehenden Terroranschlag genutzt 
würden. In einem solchen Fall hätte das Leben 
unbeteiligter Passagiere an Bord zu Gunsten des Lebens 
anderer Menschen am Boden geopfert werden sollen. 
Am 15. Februar 2006 hat das Bundesverfassungsgericht 
hierzu jedoch entschieden, dass eine derartige 
rechtliche Regelung gegen das Grundrecht auf Leben 
nach Artikel 2 des Grundgesetzes und gegen die 
Menschenwürde nach Artikel 1 des Grundgesetzes 
verstößt und deshalb verfassungswidrig ist.

Auf diese vielfältigen Veränderungsprozesse wurde 
zweifellos auch reagiert (Geier 2002). Mit der bereits 
von der Innenministerkonferenz 2002 beschlosse-
nen „Neuen Strategie für den Bevölkerungsschutz“ 
(BBK 2010) wird beispielsweise versucht, das Enga-
gement von Bund und Ländern besser miteinan-
der zu verknüpfen und aufeinander abzustimmen. 
Nachdem das frühere Bundesamt für Zivilschutz 
(BZS) 2001 zunächst in eine beim Bundesverwal-
tungsamt angesiedelte „Zentralstelle für Zivilschutz“ 
überführt worden ist, wurde 2004 das neue Bundes-
amt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 
(BBK) eingerichtet. Dort befindet sich u. a. auch das 
Gemeinsame Melde- und Lagezentrum von Bund 
und Ländern (GMLZ), um die gemeinsame Bewäl-
tigung komplexer oder großflächiger Schadenslagen 
möglichst zentral zu koordinieren (7 Abschn. 4.4.2).

Als Lehre aus Großschadensereignissen und 
Katastrophen in den vergangenen Jahren wurden 
zahlreiche neue Einsatzkonzepte entwickelt. Eine 
moderne Notfallplanung mithilfe von Risikoanalysen, 
die Anwendung hochtechnologischer Systeme für die 
Detektion von Gefahrstoffen, Planungen für die über-
örtliche Hilfe bei einem Massenanfall von Verletzten 
(Ü-MANV), der Aufbau von Medical Task Forces 
(MTF), Dekontaminationseinheiten sowie Wasser-
rettungszügen, Maßnahmen zum Schutz kritischer 
Infrastrukturen und vieles andere mehr ist hier zu 
nennen. Um eine bessere Zusammenarbeit zu ermög-
lichen, werden die vielfältigen Schnittstellen zwischen 
den einzelnen Akteuren verstärkt in den Blick genom-
men, und die Ausbildung von Einsatzkräften hat eine 
deutliche Professionalisierung erfahren.

1
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aktiv. Zu den Personengruppen gehören zunächst 
„ausführende“, also operative Einsatzkräfte wie 
Feuerwehrleute, Rettungsdienstmitarbeiter, Not-
ärzte, Helfer im Technischen Hilfswerk und den 
Hilfsorganisationen, aber auch Polizeibeamte und 
Soldaten. Administrativ-planerisch und als Auf-
sichtsinstanzen tätige Mitarbeiter der öffentlichen 
Verwaltung, Ausbilder und Dozenten sowie Wis-
senschaftler der unterschiedlichsten Fachdisziplinen 
und sonstige Experten kommen noch hinzu. Rele-
vante Handlungsfelder sind beispielsweise die vor-
beugende und abwehrende Gefahrenabwehr, Risiko-
forschung, Lehre, Administration, Rechtsetzung und 
politische Steuerung.

Bei den Handlungsebenen kann u. a. die Ebene 
der (Einsatz-)Praxis von der organisatorischen Ein-
satzplanung sowie den übergeordneten Ebenen der 
theoretischen bzw. wissenschaftlichen Reflexion auf 
einer Metaebene und der (Sicherheits-)Politik abge-
grenzt werden. In einer anderen Einteilung könnten 
auch die kommunale, regionale und überregionale 
Handlungsebene, d. h. Städte, Kreise und Gemein-
den, Länder sowie der Bund, voneinander unter-
schieden werden – schon in diesem Bereich fällt 
eine systematische Bestandsaufnahme keineswegs 
leicht.

Vor diesem Hintergrund richtet sich dieses Buch 
generell an sämtliche Akteure sowie die heutigen und 
künftigen Entscheider im Bevölkerungsschutzsys-
tem, insbesondere jedoch an die Studierenden, Absol-
venten und Lehrenden der für dieses Terrain relevan-
ten Bachelor- und Masterstudiengänge. Den Studie-
renden dieser Studiengänge soll das vorliegende Buch 
ein begleitendes Lehrwerk sein (7 Studiengänge im 
Bevölkerungsschutz). Absolventen mag es als „reak-
tivierendes“ Nachschlagewerk dienen, und Lehrende 
sollen die folgenden Ausführungen für ihre Seminar-
vorbereitungen nutzen können.

In der Auseinandersetzung mit diesen vielfältigen 
Entwicklungen und Zusammenhängen hat sich nicht 
zuletzt aber auch eine erstaunliche Forschungsdy-
namik entwickelt. Wissenschaftler der unterschied-
lichsten Disziplinen haben „Bevölkerungsschutz“ 
als absolut attraktives Betätigungsfeld erkannt. Nach 
vielen Jahren einer vorrangigen Fokussierung auf 
naturwissenschaftliche und technische Aspekte sind 
insbesondere Sozialwissenschaftler aktiv geworden 
und haben die Aufmerksamkeit auf gesellschaftliche, 
psychologische sowie gesundheits- und erziehungs-
wissenschaftliche Fragestellungen gelenkt.

Damit einhergehend ist im Bereich der beruf-
lichen Bildung rund um die Themen Schutz und 
Sicherheit ein wahrer Akademisierungsschub fest-
zustellen. Die Anzahl der Studiengänge, die sich mit 
unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen, Aus-
richtungen und Zielsetzungen diesem Themenfeld 
widmen, nimmt seit einigen Jahren kontinuierlich 
zu (Hoffmann 2015). Vor diesem Hintergrund ist das 
vorliegende Buch entstanden.

1 .1 .2 Konzeptionelle Überlegungen 
zu diesem Buch

Einige konzeptionelle Überlegungen zu diesem 
Werk sollen an dieser Stelle etwas ausführlicher als 
sonst vielleicht üblich dargestellt werden, und zwar 
deshalb, weil sie nicht nur auf einige problematische 
Aspekte bei der Strukturierung und Gliederung des 
Buches hinweisen, sondern in gleicher Weise einige 
systemimmanente und nach wie vor vorhandene 
„Sollbruchstellen“, d. h. kritische Strukturen inner-
halb des Bevölkerungsschutzsystems widerspiegeln.

Ein zentraler Grundgedanke bei der Konzep-
tion dieses Buches bestand darin, den interessierten 
Lesern einen einführenden und Orientierung bie-
tenden Überblick über das Feld des Bevölkerungs-
schutzes geben zu wollen. Daher sollen zunächst die 
Zielgruppe dieses Buches sowie Gegenstandsbereich 
und Zielsetzung umrissen werden.

Zielgruppen
Innerhalb des Bevölkerungsschutzes werden zahl-
reiche Personengruppen in unterschiedlichen Hand-
lungsfeldern und auf mehreren Handlungsebenen 

Studiengänge im Bevölkerungsschutz

Seit einigen Jahren wird im Kontext von „Schutz und 
Sicherheit“ eine inzwischen kaum noch überschaubare 
Vielfalt von Studiengängen angeboten. Vier Varianten 
können grundsätzlich voneinander unterschieden 
werden:
5 Studiengänge, die sich vorrangig an angehende 

Führungskräfte richten: In diesen Studiengängen 
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Zweifellos ist Bevölkerungsschutz eine klassische 
Querschnittsaufgabe, die interdisziplinäre Zusam-
menarbeit zwingend erforderlich macht. Aus diesem 
Grund werden in diesem Buch sowohl ingenieur-
wissenschaftliche als auch natur- und humanwis-
senschaftliche Überlegungen thematisiert. In der 
Praxis sind das genaue Verhältnis der Beteiligten 
und die genaue Ausgestaltung der interdisziplinären 
Kooperation nach wie vor jedoch weitgehend unge-
klärt. Völlig zu recht verweisen Jungert (2010) und 
Sukopp (2010) beispielsweise auf feinsinnige Diffe-
renzierungen von Inter-, Multi-, Cross- und Trans-
diziplinarität. Unter anderem wird auch eine mögli-
che „Pseudo-Interdisziplinarität“ kritisiert: Begriffs-
verständnisse bleiben z. B. unterschiedlich und den 
eigenen Disziplinen verhaftet, auch wenn sie neben-
einander gestellt und von jeweils anderen Diszipli-
nen wertschätzend aufgegriffen werden sollten. Tat-
sächliche inhaltliche Zusammenführungen, sofern 
sie aufgrund der Natur der Sache denn überhaupt 
möglich sind, liegen jedoch in weiter Ferne (7 Kap. 2).

Außerdem stellt sich nicht nur die Frage danach, 
wie weit, sondern auch wie tief ein Überblick reichen 
soll, um ein ausreichendes, generalistisches Ver-
ständnis zu ermöglichen. Ein ausschließlich ober-
flächliches Benennen von Fakten reicht hier sicher-
lich nicht aus, weshalb in nachfolgenden Kapiteln 
beispielsweise auch einige theoretische Grundlagen 
unterschiedlicher Wissenschaftsbereiche dargestellt 
werden.

Zielsetzung
Wie in vielen anderen Bereichen gilt auch im Bevöl-
kerungsschutz das Primat der Praxis. Gleichwohl 
muss diese Praxis theoretisch reflektiert, sorgfältig 
begründet und stets verantwortungsbewusst aus-
geübt werden. Daher bietet dieses Buch auch keine 
bloße Auflistung von Handlungsrezepten und „To-
do-Listen“, sondern wissenschaftlich begründetes 
Hintergrundwissen sowie ebenfalls wissenschaftlich 
begründete Reflexions- und Argumentationshilfen 
für schwierige Entscheidungsprozesse.

Anhand der Ausführungen sollen Praktiker 
ihr bisheriges Handeln noch einmal überprüfen 
können, und Wissenschaftler sollen dazu angeregt 
werden, Nutzen und Anwendbarkeit ihrer Erkennt-
nisse in der Praxis kritisch zu reflektieren. In diesem 

Gegenstandsbereich
Wenn mit einer Veröffentlichung die Vermittlung 
eines „Überblicks“ angestrebt wird, muss auch die 
Frage danach gestellt werden, worüber genau denn 
dieser Überblick reichen soll. Und bei einer näheren 
Betrachtung stellt sich heraus, dass diese Frage im 
Hinblick auf das Feld des Bevölkerungsschutzes 
recht schwer zu beantworten ist. Jede Disziplin, u. U. 
sogar jeder einzelne Experte hat hier einen anderen 
Blick, betrachtet andere Zusammenhänge und geht 
infolgedessen auch von anderen Begrenzungen aus. 
Das Gebiet, über das hier ein Überblick geboten 
werden soll, ist insofern nicht einheitlich definiert, 
sondern unterliegt individuellen und damit höchst 
subjektiven Konstruktionen – was eine systemati-
sche Auseinandersetzung einerseits auf spannende 
Weise bereichert, andererseits aber auch erheblich 
erschwert.

wie z. B. „Rescue Management“ werden 
neben einsatztaktischen und strategischen 
Überlegungen vor allem betriebswirtschaftliche 
und rechtliche Kenntnisse vermittelt.

5 Studiengänge mit ingenieurwissen-
schaftlicher Ausrichtung: So gehört in den 
Studiengängen „Rescue Engineering“ und „Hazard 
Control“ beispielsweise auch Elektrotechnik, 
Fahrzeugkunde, Mathematik sowie Statik und 
Dynamik zu den Schwerpunkten.

5 Studiengänge, die unterschiedlichste 
Inhalte aus mehreren Bereichen miteinander 
verknüpfen, teilweise auch in Wahlpflicht- 
bzw. Vertiefungsbereichen: Der Studiengang 
„Emergency Practitioner“ kann hier ebenso wie 
der Studiengang „Katastrophenvorsorge und 
Management“ (KaVoMa) als Beispiel genannt 
werden.

5 Studiengänge für angehende, spezialisierte 
Lehrkräfte: Hier stehen erziehungs- bzw. 
bildungswissenschaftliche Inhalte im 
Vordergrund, um für eine Tätigkeit als Dozent 
oder Leiter an Bildungseinrichtungen im 
Bevölkerungsschutz zu qualifizieren.

Eine ausführliche Darstellung sämtlicher 
Studienangebote im Bereich von Sicherheit und 
Gefahrenabwehr enthält eine Broschüre des 
Forschungsforums „Öffentliche Sicherheit“, die auch 
kostenlos im Internet erhältlich ist: http://www.
sicherheit-forschung.de/publikationen/schriftenreihe_
neu/sr_v_v/sr_15.pdf (abgerufen am 15. Februar 
2016), siehe auch 7 Anhang.

1

http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-44635-5_2
http://www.sicherheit-forschung.de/publikationen/schriftenreihe_neu/sr_v_v/sr_15.pdf
http://www.sicherheit-forschung.de/publikationen/schriftenreihe_neu/sr_v_v/sr_15.pdf
http://www.sicherheit-forschung.de/publikationen/schriftenreihe_neu/sr_v_v/sr_15.pdf
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 5 Den Elementen des Katastrophenmanagement-
zyklus strahlenförmig zugeordnet sind einzelne 
Handlungsfelder (2), wobei die aufgeführten 
Punkte hier ebenfalls jeweils einzelnen Kapiteln 
in diesem Buch entsprechen.

 5 In diesen Handlungsfeldern werden 
verschiedene Akteure (3) tätig.

 5 Die Praxis des Bevölkerungsschutzes wird 
zudem von wissenschaftlichen Bezugs-
disziplinen (4) begleitet und erforscht – auch 
hier entspricht die gewählte Struktur dem 
vorliegenden Buch. Zur Veranschaulichung 
sind weitere Symbole beigefügt (Natur-
wissenschaften: Baum, Arztkoffer, Magnet 
und Mikroskop; Human- bzw. Sozialwissen-
schaften: Menschengruppen und verschiedene 
Kommunikations- bzw. Interaktionssitua-
tionen; Ingenieurwissenschaften: Fahrzeuge, 
Computer und andere Technik).

 5 Eingebettet ist dies alles wiederum in einen 
(meta-)theoretischen Bezugsrahmen (5). 
Am oberen linken Rand der Landkarte sind 
schließlich noch einmal die administrativen 
Gliederungsebenen Bund, Land sowie die 
Städte und Gemeinden dargestellt, während die 
oben rechts abgebildete Situation sinnbildlich 
für das eigentlich wünschenswerte Verhältnis 
von Helfern und Betroffenen stehen soll.

 5 Mit roten gestrichelten Linien werden 
außerdem einige relevante Schnittstellen 
aufgezeigt: Zwischen der polizeilichen und der 
nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr, zwischen 
den Bezugswissenschaften untereinander sowie 
nicht zuletzt auch zwischen Theorie und Praxis.

Auch diese schematische Darstellungsform ist kei-
neswegs unproblematisch. Im Bemühen um Ver-
ständlichkeit sind sicherlich einige Vereinfachungen 
und Pauschalisierungen enthalten. Die Landkarte 
beinhaltet nicht nur eine didaktische Reduktion, 
sondern auch eine didaktische Transformation, etwa 
die Übertragung komplexer Sachverhalte in sehr abs-
trakte Bildelemente und Symbole. Sofern die didak-
tische Landkarte jedoch zu einer engagierten Aus-
einandersetzung motiviert und insbesondere dazu 
anregt, scheinbar Vertrautes noch einmal kritisch zu 
betrachten, ist ein erwachsenenbildnerisches Anlie-
gen dieses Buches bereits umgesetzt.

Zusammenhang wird in fast jedem Kapitel zunächst 
der Status quo dargestellt. Anschließend wird aber 
immer auch auf Desiderate, ungeklärte Fragen bzw. 
aktuelle Problemstellungen hingewiesen.

1 .1 .3 Didaktische Landkarte zum 
Bevölkerungsschutz

Eine Orientierung bietende Darstellung ist immer 
mit besonderen Schwierigkeiten verbunden, weil 
Kapitel in einem Buch zwangsläufig nur nacheinan-
der angeordnet werden können. Komplexe Zusam-
menhänge aufzuzeigen, ist auf diese Weise nur sehr 
eingeschränkt möglich und oftmals auch mit einigen 
Redundanzen verbunden. Eine ursprünglich beab-
sichtigte, ausschließlich disziplinenorientierte Dar-
stellung ist aus diesem Grund beispielsweise ver-
worfen worden. Stattdessen folgt dieses Buch – nach 
einigen einführenden Erläuterungen zu den verwen-
deten Begriffen, Theorien und Methoden sowie den 
Akteuren und Strukturen im Bevölkerungsschutz-
system – dem bekannten Zyklus des Katastrophen-
risikomanagements (7 Kap. 2).

Außerdem wird eine didaktische Landkarte 
vorangestellt (. Abb. 1.1). Sie bildet nicht nur die 
didaktische Struktur des vorliegenden Buches ab, 
sondern zeigt zumindest eine Möglichkeit auf, die 
einzelnen Elemente und deren Zusammenhänge 
im Bevölkerungsschutzsystem geordnet darzu-
stellen, Zuordnungen zu ermöglichen und sich als 
interessierter Leser nicht zuletzt selbst zu verorten. 
Die Aufmerksamkeit kann sich dabei auf folgende 
Punkte richten:
 5 Im Zentrum der Landkarte stehen zunächst die 

verschiedenen Risiken und Gefahren, darge-
stellt durch das Explosionssymbol (1). Zur 
Verdeutlichung der Gefahrenklassifikation und 
-varianz dienen die verschiedenen Symbole 
rings herum (7 Abschn. 2.1.5).

 5 Im Kontext der Risiken und Gefahren ist  
der Katastrophenmanagementzyklus 
angeordnet (der wiederum den einzelnen 
Sektionen dieses Buches entspricht): 
Verhinderung und Vorbereitung (Prevention 
and Preparedness; 7 Kap. 5), Bewältigung 
(Response; 7 Kap. 6) und Wiederaufbau 
(Recovery; 7 Kap. 7).

http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-44635-5_2
http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-44635-5_2
http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-44635-5_5
http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-44635-5_6
http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-44635-5_7
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1 .2 .1 Einleitung

Das, was heute unter dem recht allgemein gehaltenen 
Begriff „Bevölkerungsschutz“ subsumiert werden 
kann, nämlich „alle Aufgaben und Maßnahmen der 
Kommunen und der Länder im Katastrophenschutz 
sowie des Bundes im Zivilschutz“ (BBK 2011, S. 7), 
hat zumindest in Deutschland keine einheitliche his-
torische Genese. Da unter Bevölkerungsschutz auch 
das so genannte integrierte, zum Aufwuchs fähige 
Hilfeleistungssystem verstanden wird, das sowohl 
in Friedenszeiten (Katastrophenschutz) als auch in 
Kriegszeiten (Zivilschutz) tauglich ist und dessen 
operative Basis der Brandschutz, der Rettungsdienst 
und die alltägliche technische Hilfeleistung ist, hat 
der Beginn strukturierter öffentlicher bzw. staatlicher 
Aktivitäten auf diesen Gebieten sehr unterschiedli-
che Ursachen, Motive und Zeitpunkte.

Bevor es in Deutschland zu länder- oder bundes-
weiten gesetzlich beschriebenen Strukturen, behörd-
lichen Zuständigkeiten und effektiven Ablauforga-
nisationen kam, entwickelten sich über lange Zeit-
räume hinweg zuerst konkrete und individuelle 
Formen der Hilfeleistung auf den Gebieten der 
Brandbekämpfung, der Ersten Hilfeleistung oder der 
technischen Hilfe bei Notständen und Katastrophen. 
Meist ging die Initiative dabei von Stadtgemeinden 
und deren Bürgern aus und staatliches Handeln kam 
erst später ergänzend dazu. Insofern sind die wich-
tigsten Bestandteile des Bevölkerungsschutzes Kern-
elemente zivilgesellschaftlichen bzw. bürgerschaftli-
chen Engagements. Es verwundert daher nicht, dass 
der Bevölkerungsschutz in Deutschland – wie in fast 
gesamt Mitteleuropa – besonders stark ehrenamtlich 
geprägt ist.

Maßgebliche Akteure sind bis heute die im 19. 
und 20. Jahrhundert gegründeten Feuerwehren, 
die Hilfsorganisationen Arbeiter-Samariter-Bund 
(ASB), Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft 
(DLRG), das Deutsche Rote Kreuz (DRK), die Johan-
niter-Unfall-Hilfe (JUH), der Malteser Hilfsdienst 
(MHD) und die Bundesanstalt Technisches Hilfs-
werk (THW). Die Komplexität und die vielschichti-
gen Entwicklungsperioden des deutschen Bevölke-
rungsschutzsystems lassen an dieser Stelle nur eine 
oberflächliche historische Betrachtung im Sinne 
eines groben roten Fadens zu.

1 .1 .4 Fazit

Dieses Buch stellt den ersten Versuch einer systema-
tischen und didaktisch aufbereiteten Bestandsauf-
nahme des Bevölkerungsschutzsystems in Deutsch-
land dar. Aus einer Vielzahl von Gründen befindet 
sich dieses Handlungsfeld seit einigen Jahren in 
einem dynamischen Veränderungsprozess. Das 
veränderte Informations- und Aufklärungsbedürf-
nis der Bevölkerung hat bereits zu einem grundsätz-
lichen, wenn auch nicht gänzlich unumstrittenen 
Paradigmenwechsel geführt. Weitere aktuelle Her-
ausforderungen sind u. a. Globalisierungsfolgen, der 
demografische Wandel, die Vulnerabilität der hoch 
technisierten und zivilisierten Gesellschaft sowie der 
internationale Terrorismus.

1 .2 Geschichte, Status quo und 
aktuelle Herausforderungen

Wolfram Geier

» Nur wer die Vergangenheit kennt, hat eine 
Zukunft. (Wilhelm von Humboldt, 1767–1835)

Zum Einstieg
Der deutsche Bevölkerungsschutz ist über viele 
Jahrzehnte aus verschiedenen Bereichen der kom-
munalen und individuellen Hilfeleistung heraus 
gewachsen und hat seine staatlichen Strukturen 
nicht zuletzt durch die „heißen“ und „kalten“ Kriege 
im 20. Jahrhundert erhalten. Er ist gekennzeichnet 
durch eine Vielfalt von Akteuren, die überwiegend 
zivilgesellschaftlich und ehrenamtlich arbeiten, 
und zeichnet sich durch eine große und effektive 
Aufwuchsfähigkeit von der kommunalen bis zur 
Bundesebene aus. Ein Rückblick in die nicht ein-
heitlichen Entstehungsgeschichten der wichtigsten 
Teile des Bevölkerungsschutzes, des Brandschutzes, 
des Rettungsdienstes, des Luft-, Zivil- und Katastro-
phenschutzes ist erforderlich und hilfreich, um die 
heutigen komplexen Strukturen und Organisations-
formen des deutschen Bevölkerungsschutzsystems 
verstehen und sich den vielfältigen aktuellen und 
zukünftigen Herausforderungen erfolgreich stellen 
zu können.
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ledernen Feuerlöscheimer zu ergänzen, aber orga-
nisierte Mannschaften, also Feuerlösch-Corps oder 
Feuerwehren im eigentlichen Sinn gründeten sich 
erst mit endgültiger Herausbildung der bürgerli-
chen Gesellschaft ab dem Ende des 18. Jahrhunderts 
und der beginnenden Industrialisierung. Der Nie-
dergang des Handwerks und der Zünfte, die in den 
Städten des Reiches seit dem Mittelalter zur Brand-
bekämpfung verpflichtet waren, aber auch ein noch 
stärker aufkeimendes Bürgerbewusstsein im Zuge 
der Revolutionen in der nachnapoleonischen Zeit, 
Vereinsgründungen, so beispielsweise rund um das 
Turnwesen, führten in der Verbindung mit einem 
höheren Schutzbedürfnis nicht nur für das indivi-
duelle, sondern auch für das allgemeine Eigentum 
ab Mitte des 19. Jahrhunderts zu einer großen Grün-
dungswelle Freiwilliger Feuerwehren in Corpsform 
sowie auch zur Gründung von hauptberuflichen 
Feuerwehren.

Von Turn- und anderen bürgerlichen Vereinen 
gingen nicht selten Aktivitäten zur Gründung von 
Freiwilligen Feuerwehren aus. Hinzu kamen beson-
ders schlimme Brandereignisse, wie der Hamburger 
Stadtbrand von 1842, der zwei Drittel der gesamten 
Innenstadt vernichtete und 57 Menschenleben for-
derte, oder der Opernhausbrand in Berlin 1843, die 
die Aktivitäten, das Brandschutz- und Feuerlösch-
wesen in Deutschland zu verbessern, forcierten. In 
zahlreichen Städten und Stadtgemeinden gründeten 
sich – manchmal sogar gegen den Willen der Bür-
germeister und Stadträte – freiwillige, von Bürgern 
getragene Löschmannschaften, die sich analog von 
Bürgergarden und Schützencorps straff organisier-
ten, Hauptleute bzw. Kommandanten wählten, sich 
in der Brandbekämpfung übten und sich zuneh-
mend professioneller ausstatteten. Bereits 1853 
organisierten sich Feuerwehren auf Initiative des 
Ulmer Feuerwehrkommandanten und Ingenieurs 
Conrad Dietrich Magirus zunächst in Württem-
berg, später zunehmend in ganz Deutschland im 
bis heute bestehenden Deutschen Feuerwehrver-
band. In Preußen wurde 1851 die erste Berufsfeuer-
wehr in der Hauptstadt Berlin gegründet. Dieser 
Gründung folgten allein bis 1880 weitere Gründun-
gen von Berufsfeuerwehren in 25 großen Städten. 
Es folgten die Einrichtung von Ausbildungsstätten 
(Feuerwehrschulen) durch die Länder und Provin-
zen sowie eine Ausstattung mit immer besserer und 

1 .2 .2 Brand- und Feuerschutz

Das operative Rückgrat des Bevölkerungsschut-
zes in Deutschland sind neben Technischem Hilfs-
werk (THW) und den privaten Hilfsorganisationen 
die Freiwilligen Feuerwehren und die Berufsfeuer-
wehren, die sich aus den kommunalen Bemühun-
gen um erfolgreichen Brandschutz bzw. Brandbe-
kämpfung über Jahrhunderte hinweg entwickelt 
haben. Einzelne Maßnahmen organisierter öffent-
licher und staatlicher Hilfe nach schweren Natur-
ereignissen oder aber zur Brandbekämpfung finden 
sich bereits im antiken Hellas oder im Imperium 
Romanum (Sonnabend 1999, S. 195 f.). Auf dem 
Territorium des Heiligen Römischen Reiches Deut-
scher Nation lassen sich städtisch veranlasste Maß-
nahmen im Brandschutz bzw. der Brandbekämpfung 
ab dem späten 11. Jahrhundert und verstärkt ab dem 
14. bzw. 15. Jahrhundert nachweisen (vgl. zu Folgen-
dem Bruschlinsky et al. 1995; Wucke 1995).

Die dichte Bebauung der mittelalterlichen Städte, 
die Strohbedachung und der Umgang mit offenem 
Feuer hatten in nahezu allen Städten Großbrände mit 
teils katastrophalen Ausmaßen zur Folge, die ganze 
Viertel in Schutt und Asche legten. Diese Bedrohun-
gen führten zu ersten Brandschutzverordnungen 
durch die Magistrate der Städte. Während zunächst 
vor allem die Zünfte und Handwerker zu Löschleis-
tungen verpflichtet waren, mussten später alle Bürger 
bei einem Brand Hilfe leisten. Sie bildeten mit vorge-
haltenen ledernen Feuereimern Ketten und bedien-
ten sich am Wasser öffentlicher Brunnen und Zis-
ternen. Türmer auf dem meist höchsten Turm der 
Stadtbefestigungen waren zur Brandwache verpflich-
tet, hielten Ausschau nach beginnenden Feuern und 
alarmierten die Bürgerschaft durch Hornsignale und 
Glocken.

Auch wenn die erste „Berufsfeuerwehr“ im 
damaligen Reich bereits 1686 in Wien in Form 
von 4 hauptamtlichen, entlohnten Feuerknech-
ten und einer entsprechenden modernen Brand-
schutzverordnung gegründet wurde, fand die Her-
ausbildung eines organisierten Feuerwehrwesens 
in der Fläche erst ab Mitte des 19. Jahrhunderts 
statt. Zwar wurden ab dem 16. und 17. Jahrhundert 
auch immer leistungsfähigere mobile Wasserdruck-
spritzen in den Kommunen angeschafft und auch 
Löschwasserleitungssysteme entwickelt, um den 

1
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sich das Feuerwehrwesen im Osten nach traditio-
nellem Muster an den Westen an. Im Jahr 2012 ver-
meldete die amtliche Feuerwehrstatistik 22.971 Frei-
willige Feuerwehren, 105  Berufsfeuerwehren 
und 781 Werkfeuerwehren mit zusammen knapp 
1,1 Millionen aktiven ehrenamtlichen bzw. haupt-
amtlichen Kräften (DFV 2014, S. 322). Das deutsche 
Feuerwehrwesen gilt aufgrund seiner Tradition und 
ehrenamtlichen Spezifik als ein besonders erfolg-
reiches Modell zivilgesellschaftlich-bürgerschaftli-
chen Engagements für das Gemeinwesen, das auch 
die inhaltlichen Herausforderungen neuer Risiken 
des 21. Jahrhundert angenommen hat.

1 .2 .3 Rettungswesen (Notfallrettung 
und Krankentransport)

Im internationalen Vergleich verfügt Deutschland 
auch im 2. Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts neben 
einem sehr leistungsfähigen Feuerwehrwesen über 
einen sehr effektiven Rettungsdienst, der die medi-
zinische Notfallrettung und den qualifizierten Kran-
kentransport umfasst. Ähnlich wie beim Brand- und 
Feuerschutz bedurfte es zahlreicher Anstrengungen 
und Schlüsselereignisse, bis man von einem orga-
nisierten Rettungswesen sprechen konnte. Schwer 
erkrankte oder verletzte Menschen hatten über Jahr-
hunderte hinweg kaum Gelegenheit, schnell qua-
lifizierte Hilfe zu bekommen. Entweder wurden 
Hilfsbedürftige in Spitälern, Hospizen und Siechen-
häusern quasi zu Tode gepflegt oder begaben sich 
auf Jahrmärkten und bei anderen Gelegenheiten in 
die Hände meist schlecht ausgebildeter Kurpfuscher 
oder Scharlatane.

Im Jahr 1642 erschien ein kleines Manual mit 
dem interessanten Titel „Kurze Beschreibung eines 
sehr geschmeidigen Feld-Apotheklins. Für Reisende 
oder Personen, die auf den Notfall weder Doctores, 
noch Apotheker in der Nähe oder bey der Hand 
haben“ (Müller 1988, S. 8 f.). In verschiedenen euro-
päischen Metropolen waren ab dem 17. Jahrhun-
dert Aktivitäten zu beobachten, die die Rettung von 
Menschen, meist von Ertrinkenden, zum Ziel hatten 
und teils kuriose Rettungsmethoden, wie die Tabak-
rauch-Klistiere zur Wiederbelebung, anwandten. Im 
Jahr 1767 wurde in Amsterdam die erste kommunale 
Gesellschaft zur Rettung vornehmlich ertrinkender 

leistungsfähigerer Technik, sowohl bei den Berufs- 
als auch bei den Freiwilligen Feuerwehren durch die 
Kommunen.

Vor allem im Zweiten Weltkrieg wurden die 
Berufs- wie die Freiwilligen Feuerwehren durch die 
Flächenbombardierungen zahlreicher Städte extrem 
gefordert und zusammen mit dem erstmals staatlich 
organisierten Luftschutz in die Polizei eingegliedert. 
In zahlreichen Freiwilligen Feuerwehren übernah-
men in den Kriegsjahren mangels in die Armee ein-
gezogener Männer Frauen ganze Löschabteilungen 
und wurden an den Landesfeuerwehrschulen auch 
in der Führung von Einheiten und Mannschaften 
ausgebildet. Nach dem Krieg wurde das Feuerwehr-
wesen reorganisiert und wieder als nichtpolizeili-
cher Teil der Gefahrenabwehr in die ausschließliche 
Zuständigkeit der Kommunen gegeben.

Die starke zivilgesellschaftliche und ehrenamt-
liche Stellung der Freiwilligen Feuerwehren, wie sie 
sich ab Mitte des 19. Jahrhunderts herausgebildet 
hatte, wurde in Westdeutschland (BRD), trotz der 
Unterbrechung im Rahmen der nationalsozialisti-
schen Gleichschaltung, nahezu ungebrochen wieder 
aufgenommen und fortentwickelt. Ländergesetzliche 
Regelungen legten fest, dass z. B. Städte ab 100.000 
Einwohner neben Freiwilligen auch eine Berufs-
feuerwehr aufzustellen hatten. In den Landesbrand-
schutzgesetzen wurden die Aufgaben des Brand-
schutzes näher definiert und ausschließlich den 
Städten und Gemeinden zugewiesen. Der Zustän-
digkeitsbereich einer Feuerwehr war und ist in der 
Regel das Gemeindegebiet. So genannte Stützpunkt-
feuerwehren nehmen Aufgaben der Überlandhilfe 
wahr. Neue Aufgaben wie Notfallrettung und Kran-
kentransport kamen bei einigen Berufsfeuerwehren 
und einigen Freiwilligen Feuerwehren mit hauptamt-
lichen Kräften dazu, ebenso Aufgaben des Umwelt-
schutzes und des Zivil- und Katastrophenschutzes, 
wie beispielsweise der frühere ABC-Schutz (atomare, 
biologische und chemische Gefahren, heute CBRN-
Schutz – chemische, biologische, radiologische und 
nukleare Gefahren).

In Ostdeutschland (DDR) wurde das Feuer-
wehrwesen per Gesetz verstaatlicht und blieb unter 
Kommando der (Volks-)Polizei. Im Gegensatz zum 
Westen war der Anteil hauptamtlich organisierter 
Feuerwehren in der DDR, auch in kleineren Städten, 
deutlich höher. Nach der Wiedervereinigung glich 
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regionalen Gliederungen im Jahr 1879 einen Dach-
verband mit dem Namen „Zentralkomitee der deut-
schen Vereine vom Roten Kreuz“, der ab 1921 unter 
dem Namen „Deutsches Rotes Kreuz e. V.“ (DRK) 
firmierte. Während sich das Rote Kreuz in den 
ersten Jahrzehnten seines Bestehens schwerpunkt-
mäßig um die Verwundetenpflege verletzter Soldaten 
kümmerte, führten die zunehmenden Arbeitsun-
fälle in Industrie- und Handwerksbetrieben und die 
unzureichenden Hilfeleistungsbedingungen in den 
großen Städten zur Bildung von Samaritervereinen. 
Ein schwerer Arbeitsunfall im Jahr 1884 in einem 
Industriebetrieb in der Nähe von Berlin gilt bis heute 
als Initial für die Gründung des Arbeiter-Samariter-
Bundes (ASB), der sich zunächst ausschließlich um 
die Erste Hilfe und die Erste-Hilfe-Ausbildung in der 
Arbeiterschaft kümmerte, schnell aber auch andere 
Themen des Sozial- und Gesundheitswesens im noch 
jungen Deutschen Reich besetzte.

In diese Zeit fällt in den Großstädten auch der 
Beginn des Aufbaus eines Krankentransportdienstes 
für erkrankte oder verletzte Menschen, die in Hos-
pitäler verbracht werden mussten und die auf mit 
Hand oder von Tieren gezogenen Sanitätskarren 
oder auch Tragen transportiert wurden. An dieser 
Aufgabe beteiligten sich sowohl die mit Rettungs-
aufgaben betrauten Berufsfeuerwehren, wie z. B. in 
Berlin, sowie die Samariter- und Rot-Kreuz-Kolon-
nen. In späteren Jahren erfolgte die Motorisierung, 
die mit Krankentransportkraftwagen zwar einen bes-
seren Komfort für Patienten und Personal mit sich 
brachten, jedoch noch keine qualitative notfallmedi-
zinische Versorgung im heutigen Sinn beinhalteten, 
wenn auch die Transportsanitäter über Maßnahmen 
der Ersten Hilfe verfügten. Eine zentrale Koordination 
über kommunale Rettungsleitstellen, wie sie heute 
üblich ist, fand in dieser Zeit nicht statt. Unfallmelde-
stellen bzw. die Einrichtung gekennzeichneter Nothel-
ferstellen führten ab 1928 zu einer Verbesserung der 
Erstversorgung von Verletzten (Müller 1988, S. 152). 
Der Zweite Weltkrieg führte dazu, dass für die Verletz-
tenversorgung im Rahmen des Luftschutzes Sanitäts-
einheiten vom Deutschen Roten Kreuz aufgestellt – 
andere Organisationen wie der ASB waren vom NS-
Regime bereits frühzeitig verboten und in das DRK 
zwangseingegliedert worden – und betrieben wurden, 
die einen Vorläufer der späteren Nachkriegs-Sanitäts-
einheiten des Katastrophenschutzes darstellten.

Menschen gegründet, die Vorbild für zahlreiche 
andere europäische Großstädte war und von staat-
lichen Verordnungen zur Rettung Bewusstloser 
begleitet wurde, so in Hamburg 1768, in Österreich 
1769 und in Preußen 1775. Neben diesen Maßnah-
men gingen vor allem von Kriegen des späten 18. und 
des 19. Jahrhunderts wichtige Impulse zur Organisa-
tion eines medizinischen Rettungswesens aus.

Mit seinen „Ambulances volantes“, also den 
fliegenden Ambulanzen, organisierte der französi-
sche Militärchirurg Dominique Jean Larrey unter 
Napoleon Bonaparte die Versorgung verwunde-
ter Soldaten neu, indem er die Verwundeten nicht 
zu sich bringen ließ, sondern mit seinen „fliegen-
den Ambulanzen“, mit Personal und Material auf 
das Feld ging, um dort die medizinische Versorgung 
vorzunehmen. Ein weiterer ärztlicher Pionier war 
der Kieler Chirurg, schleswig-holsteinische Mili-
tär-Oberarzt und spätere Generalarzt Friedrich von 
Esmarch, der sowohl in den Unruhen von 1848/1849 
als auch den Kriegen von 1864, 1866 und 1870/1871 
enorme Erfahrungen in der Kriegschirurgie sam-
melte, jedoch das Wissen um die Wirksamkeit der 
Ersten Hilfe durch Begründung eines zivilen Sama-
riterwesens und die Ausbildung in Erster Hilfe durch 
Samaritervereine in die Bevölkerung brachte (Müller 
1988, S. 10). Von Esmarch wurde dabei auch von den 
Aktivitäten des britischen Zweigs des Johanniteror-
dens beeinflusst, der in London 1877 die „St. John's 
Ambulance Association“ gründete und in verschie-
denen britischen Städten Sanitätsschulen eingerich-
tet hatte, die in wenigen Jahren über 40.000 freiwil-
lige Sanitätshelfer für Unfälle aller Art ausgebildet 
hatten.

Einen weiteren maßgeblichen Anteil an der Ver-
besserung der medizinischen Versorgung verwun-
deter Soldaten hatte der Schweizer Geschäftsmann 
und Humanist Henry Dunant aufgrund seiner Erleb-
nisse der Schlacht von Solferino im Jahr 1859. Daraus 
resultierten Aktivitäten zur Verbesserung des Loses 
verwundeter Soldaten durch die Genfer Konven-
tion (1864) und die Gründung des Internationalen 
Komitees der Hilfsgesellschaften für die Verwunde-
tenpflege (1863), das seit 1876 den Namen „Interna-
tionales Komitee vom Roten Kreuz“ (IKRK) trägt. In 
der Folge kam es in zahlreichen Staaten zu Gründun-
gen regionaler und nationaler Hilfsgesellschaften zur 
Verwundetenpflege. In Deutschland gründeten die 
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